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Deutschland blickt auf eine Geschichte zurück, die lange Zeit von
Obrigkeitsstaat, Völkermord, Unterdrückung und Teilung gekenn-
zeichnet war. Doch es gibt eine zweite Geschichte. Sie begann
1848, vor 160 Jahren, mit der Nationalversammlung in der
Paulskirche. Sie wurde vorangetrieben durch die 1863, vor 145
Jahren, im Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein begründete
Sozialdemokratie. Sie setzte sich erstmals durch vor 90 Jahren
bei der Ausrufung der deutschen Republik im November 1918.
Sie erlebte ihre schwerste Stunde im Widerstand gegen das NS-
Regime. 1933 stellten sich allein die Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten im Reichstag gegen das Ermächtigungsgesetz.
Diese zweite Geschichte ist unsere Geschichte, die Geschichte
der lange bekämpften, gefährdeten, endlich aber errungenen

Freiheit. Dafür steht die Gründung der Bundesrepublik vor 60
Jahren. Dafür steht der Aufbruch, den Willy Brandt vor 40 Jahren
unter der Maxime „Mehr Demokratie wagen“ möglich machte. Zu
dieser Geschichte gehören Widerstand und Opposition gegen die 
SED-Diktatur. Die friedliche Revolution machte vor 20 Jahren den 
Weg frei zum Fall der Mauer 1989 und zur deutschen Einheit.
Wir erinnern an diese historischen Ereignisse mit Blick auf die
Zukunft. Denn die geglückte Demokratie in Deutschland spiegelt
die Ziele, die Hoffnungen, die Kämpfe und die politischen Erfolge
der SPD. Diese Geschichte gilt es in Europa und in einer globali-
sierten Welt fortzuschreiben. Das ist die Aufgabe unserer Zeit.

Kurt Beck, Parteivorsitzender der SPD
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Die Freiheitspartei. Gleiche, freie, geheime Wahlen, und zwar
nicht nur für Männer. Politische Ämter nicht nur für Reiche oder
Adlige. Versammlungsfreiheit, die Freiheit, seine Meinung zu 
sagen. Freiheit von Not. Und den Beruf wählen zu können, den

man wirklich will. Für all das, was in Deutschland heute selbst-
verständlich ist, haben Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
145 Jahre lang gekämpft. Gegen teilweise erbitterten Widerstand.
Mit vielen Opfern und nicht wenigen Rückschlägen.

18. Mai 1848:
Nationalversammlung in der
Paulskirche.

14. August 1869:
Das Eisenacher
Programm wird
beschlossen.

23. Mai 1863:
Gründung des Allgemeinen
Deutschen Arbeitervereins ADAV.
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28. Februar 1873:
Pauline Staegemann
gründet den Arbeiterfrauen-
und Mädchenverein.

1. Oktober 1876:
Die erste Ausgabe des 
Vorwärts erscheint.

Der Vorwärts war immer mehr als nur
die Zeitung der SPD. Er stellte die wich-
tigen Fragen der Zeit und gab Impulse.
Denn die Freiheit beginnt im Kopf.
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Die Bildungspartei. Gleiche Freiheitschancen nützen nur dem,
der sie wahrnehmen kann: in der Familie, im Beruf, in der Gesell-
schaft. Der Schlüssel dafür: Bildung. Wilhelm Liebknecht bezeich-
nete die SPD „im eminentesten Sinne des Wortes als Partei der
Bildung“. Im Eisenacher Programm von 1869 wurde der „obliga-
torische Unterricht in Volksschulen und unentgeltlicher Unter-
richt in allen öffentlichen Bildungsanstalten“ gefordert.

1879:
August Bebels Buch
„Die Frau und der
Sozialismus“ erscheint.

19. Oktober 1878:
Bismarck wird die SPD zu
mächtig. Er will ihre Stärke
mit den „Sozialistengeset-
zen“ brechen.

14. bis 20. Oktober 1891:
Das Erfurter Programm
fordert den 8-Stunden-
Tag und das Verbot von
Kinderarbeit.



I I I I I I I  I I

19. Jahrhundert:
Kinder ab vier, sechs oder acht Jahren arbeiten
nicht nur als Hilfskräfte und Dienstboten, son-
dern auch in der Textilindustrie, in Kohlegru-
ben und Minen, zwischen 10 und 16 Stunden
täglich. Sie haben keine Zeit für Schule. Und
sie ruinieren ihre Gesundheit.
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Die Arbeitspartei. Der Kampf gegen Ausbeutung und für
Gerechtigkeit war einer der wichtigsten Ausgangspunkte der
Arbeiterbewegung. Noch im 19. Jahrhundert waren 14-Stunden-
Arbeitstage, Sonntagsarbeit und Kinderarbeit, Hungerlöhne,
unmenschliche Wohnverhältnisse, katastrophale Gesundheits-
versorgung Alltag. Proteste gegen Ausbeutung wurden durch
Fabrikherren und Staat im Keim erstickt. Erst Sozialdemokraten
und Gewerkschafter dämmten die Auswüchse dieses Manchester-
Kapitalismus ein. Die Konservativen reagierten auf das Elend erst,

als die Sozialdemokratie ein Machtfaktor wurde: Die Sozial-
gesetzgebung ab 1881 war eher Zugeständnis als Einsicht, dass
sich etwas ändern muss. Nach Ende des Kaiserreiches 1918 konn-
ten der 8-Stunden-Tag und das Verbot von Sonntagsarbeit durch-
gesetzt werden. In den folgenden Jahren erkämpfte die SPD 
gegen den erbitterten Widerstand der Fabrikbesitzer und der
Konservativen die Grundpfeiler der Arbeitnehmerrechte – 
Tariffreiheit, Streikrecht, Koalitionsfreiheit, Mitbestimmung.

9. November 1918:
Philipp Scheidemann
ruft die Republik aus.

23. November 1918:
Der 8-Stunden-Tag
wird eingeführt.

11. Februar 1919:
Wahl Friedrich Eberts zum Reichs-
präsidenten. Die SPD baut die
parlamentarische Demokratie der
Weimarer Republik auf.

4. Februar 1920:
Durchsetzung des
Betriebsrätegesetzes.

30. November 1918:
Das Frauenwahlrecht
wird beschlossen.
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27. Februar 1924:
Gründung des
Reichsbanners zum
Schutz der Republik.

1925:
„Vereinigte Staaten von Europa.“

„Die SPD tritt ein für die (...) Bildung der Ver-
einigten Staaten von Europa, um damit zur
Interessensolidarität der Völker aller Konti-
nente zu gelangen.“ (Heidelberger Programm)
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1931:
Für die Republik.

Die SPD demonstriert gegen die National-
sozialisten im Berliner Lustgarten.
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„Freiheit und Leben 
kann man uns nehmen,

die Ehre nicht.“
Otto Wels, 1933

1933
Vor 75 Jahren: Die Rede von Otto Wels.

Am 23. März 1933 begründet Otto Wels, warum die SPD
das Ermächtigungsgesetz ablehnt – die letzte freie
Rede im Reichstag. Die SPD stimmt geschlossen gegen
das Gesetz. Der restliche Reichstag stimmt dafür.
Im August 1933 wird Otto Wels die deutsche Staats-
bürgerschaft aberkannt. Er muss ins Exil.
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Die Friedenspartei. Die SPD hat seit jeher gegen Nationalismus
und Militarismus gekämpft. Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten traten für internationale Solidarität ein. Immer wieder
wurden sie deshalb als Volksverräter beschimpft. Vor 75 Jahren
warnte die SPD auf einsamem Posten vor den Kriegsplänen der
Nazis. Schon kurz nach der „Machtergreifung“ wurden die ersten
Sozialdemokraten eingesperrt, gefoltert und ermordet.

Die Demokratiepartei. Immer wieder wurden Sozialdemokraten
wegen ihrer demokratischen Überzeugungen verfolgt. Schon im
Kaiserreich, dann unter dem NS-Regime und schließlich unter der
SED-Diktatur bewiesen viele großen Mut. Etliche Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten bezahlten den Kampf für die
Demokratie mit ihrem Leben. Die SPD weiß, wovon sie spricht,
wenn es um den Wert der Demokratie geht.

22. Juni 1933:
Die Nazis verbieten
die SPD.

10. Mai 1933:
Im Zuge der „Aktion 
wider den undeutschen
Geist“ kommt es zu
systematischen Bücher-
verbrennungen.

2. Mai 1933:
Besetzung der SPD- und
Gewerkschaftshäuser
durch die SA.
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1948
Vor 60 Jahren: Die Arbeit am Grundgesetz beginnt.

Am 1. September beginnt der Parlamentarische Rat mit
seiner Arbeit. Die Mütter und Väter des Grundgeset-
zes, wie Kurt Schumacher, Carlo Schmid und Konrad
Adenauer, ringen um jede Formulierung. Viele sozial-
demokratische Forderungen werden nun Grundlage
der Gesetzgebung.
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Die Partei der Menschenrechte. „Die Würde des Menschen ist
unantastbar.“ 1949 wurde der Artikel 1 des Grundgesetzes 
formuliert. Worte, die nach Auschwitz ein besonderes Gewicht
besaßen. Für die SPD waren Menschenrechte und Demokratie
immer leitende Ideen. 1918, als Philipp Scheidemann die Republik 
ausrief: „Alles für das Volk, alles durch das Volk!“ 1949, als 

Kurt Schumacher, Carlo Schmid sowie die Sozialdemokraten 
und Sozialdemokratinnen, wie Elisabeth Seibert, im Parlamen-
tarischen Rat den sozialen Rechtsstaat in die Verfassung schrie-
ben. Dieser Satz galt außerdem für Ernst Reuter und Willy Brandt,
die im Westen Berlins gegen die kommunistische Diktatur und
für die Freiheit standen.

24. Juni 1948:
Beginn der Berliner Luftbrücke.
Am 9. September wendet sich
Ernst Reuter an die „Völker der
Welt“.

20. Juni 1948:
Mit der Währungs-
reform wird die
Deutsche Mark 
eingeführt.

1946/1947:
Neuanfang der Demokratie.
Nach den ersten Wahlen
stellt die SPD die Regierung
in vielen Ländern.

23. Mai 1949:
Das Grundgesetz
wird verkündet.
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„Das moderne Deutschland.“ Der ganze Muff der 1950er: über-
kommene Frauenbilder, nationalistische Überbleibsel, autoritä-
re Strukturen an den Schulen und in der Familie. Dagegen for-
mierte sich in den 1960er Jahren eine breite gesellschaftliche
Protestbewegung. Willy Brandt erklärte 1969 die sozialliberale
Koalition als historisches Bündnis des Bürgertums mit der
Arbeiterbewegung. Mit seiner großen persönlichen Glaubwür-

1966:
Eintritt der SPD in 
die Große Koalition.

15. November 1959:
Das Godesberger Programm bekräf-
tigt den Weg von der Klassenpartei
zur Volkspartei.
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digkeit gewann er viele „68er“ für die SPD. In West und Ost, in
Washington, in Paris, aber auch in Prag und Warschau demons-
trierte die Jugend für mehr Freiheit. Auch die Bundesrepublik
wurde weltoffener, liberaler, moderner. Heute ist es normal,
tolerant zu denken und zu handeln. Wir sind stolz darauf, das
erkämpft zu haben.

5. März 1969:
Gustav Heinemann
wird Bundespräsident.

1969
Vor 40 Jahren: Der Visionär im Kanzleramt.

Nach den Bundestagswahlen vom 28. September
wird Willy Brandt erster sozialdemokratischer Bun-
deskanzler. Der zentrale Satz seiner Regierungser-
klärung: „Wir wollen mehr Demokratie wagen!“ Er gab
den Hoffnungen einer neuen Generation Ausdruck.
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Arbeiterkinder bekommen eine Chance. Die Weimarer Reichs-
verfassung regelte erstmals den kostenlosen Schulbesuch. In der
Bundesrepublik wurde diese SPD-Forderung in den meisten
Bundesländern Ende der 1950er Jahre auch an den Gymnasien
realisiert. In den 1960er und 1970er Jahren dann die Bildungs-
reform: Neue Hochschulen wurden gegründet, Studiengebühren 

abgeschafft, das BAföG eingeführt. Immer mehr Kindern aus
Arbeiterhaushalten gelang der Bildungsaufstieg. Die soziale
Spaltung nimmt heute wieder zu. Die SPD kämpft deshalb für
den Ausbau von Kitas und Ganztagsschulen und hat den Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz ab dem ersten Lebensjahr
durchgesetzt.

16. April 1970:
Abschaffung der
Studiengebühren.

26. August 1971:
Das BAföG wird
eingeführt.
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7. Dezember 1970:
Der „Warschauer Vertrag“ erkennt die Oder-
Neiße-Grenze zu Polen an. Willy Brandt kniet
vor dem Mahnmal des Warschauer Ghettos.
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Wandel durch Annäherung. Die „Entspannungspolitik“, die 
Willy Brandt als Außenminister 1966 begann und 1969 als Bun-
deskanzler fortsetzte, erkannte die Folgen des Zweiten Welt-
krieges an, ohne sich mit der Spaltung Europas abzufinden. Die
Fronten des Kalten Krieges brachen auf. Egon Bahrs Konzept
„Wandel durch Annäherung“ wurde Realität. Unter Helmut

Schmidt wuchs das internationale Vertrauen in die Bundes-
republik – nicht zuletzt deshalb stimmten die ehemaligen
Alliierten der deutschen Einheit zu. Die friedliche Revolution in
der DDR 1989 und die deutsche Einheit sind der krönende
Abschluss sozialdemokratischer Entspannungspolitik.

10. Dezember 1971:
Willy Brandt bekommt
den Friedensnobelpreis.

21. Juni 1973:
„Grundlagenvertrag“ zwi-
schen der Bundesrepublik
und der DDR.

7. bis 11. Juni 1973:
Willy Brandt als erster
Bundeskanzler in Israel.

23. bis 25. März 1973:
Die Arbeitsgemeinschaft
Sozialdemokratischer Frauen
(ASF) wird gegründet.
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Gleiche Rechte für Mann und Frau. Die SPD schrieb als erste 
deutsche Partei die Gleichberechtigung auf ihre Fahnen. 1918 der 
erste große Erfolg: Das Frauenwahlrecht wurde eingeführt.
Nachdem die Nationalsozialisten 1934 das passive Wahlrecht
für Frauen wieder abgeschafft hatten, setzte sich die SPD nach
1945 für die volle Beteiligung der Frauen im politischen System
ein. Noch in den 1950ern waren gleiche Rechte in Ehe und Familie 
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alles andere als selbstverständlich: Laut Eherecht hatte die
Frau den Familiennamen des Mannes anzunehmen. Die Frau
war vor allem für den Haushalt zuständig, der Mann fürs Geld-
verdienen. Solche Relikte haben Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten gegen den erbitterten Widerstand der Konser-
vativen abgeschafft.

Echte Wahlfreiheit, wirkliche Gleichstellung. Rechtlich gleich 
bedeutet aber noch längst nicht tatsächlich gleich. Noch immer 
tragen Frauen die Hauptlast der Familie, oft zusätzlich zum Beruf.
Seit 1998 hat die SPD in der Bundesregierung deshalb den Ausbau 
der Betreuungsplätze für Kinder und die Einführung des Eltern-
geldes vorangetrieben. Erst so können junge Frauen und Männer die
Erziehung partnerschaftlich teilen, Beruf und Kinder vereinbaren.

16. Mai 1974:
Helmut Schmidt wird
Bundeskanzler.



Mitbestimmung auf Augenhöhe. Das Betriebsverfassungs- und
das Mitbestimmungsgesetz aus den 1970er Jahren verbesserten
die Beteiligung der Arbeitnehmer an wichtigen Entscheidungen.
Ein Meilenstein für den sozialen Frieden, ein Leistungsanreiz
für die Qualitätsproduktion – und ein kaum zu überschätzender
Standortvorteil.
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4. Mai 1976:
Nachdem 1972 durch das Betriebsverfassungs-
gesetz dem Betriebsrat mehr Rechte einge-
räumt wurden, bringt das Mitbestimmungs-
gesetz seit 1976 mehr Mitbestimmung in
Großunternehmen.



Das soziale Deutschland steht vor neuen Herausforderungen.
Heute sind immer weniger Unternehmen in tariffähigen Arbeit-
geberverbänden organisiert, immer weniger Arbeitnehmer in
Gewerkschaften. Internationale Betriebsstrukturen setzen das
deutsche Mitbestimmungsmodell unter Druck. Marktradikale
Kräfte wollen die Gewerkschaften entmachten, den Kündigungs-

schutz aushebeln und ungesicherte Zeitarbeit ausweiten. Rendite-
erwartungen von Finanzinvestoren gefährden die Qualität der
Arbeit. Zu viele Menschen können von ihrer Arbeit nicht mehr
leben. Den Mindestlohn gibt es nicht geschenkt, aber unser Kampf 
dafür trägt erste Früchte.
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„Jetzt wächst zusammen,
was zusammengehört.“ 

Willy Brandt, 1989
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1989
Vor 20 Jahren: Die Mauer fällt.

Was viele nicht mehr zu hoffen wagten: Am 9. November
nimmt die Teilung Europas ein Ende. Friedlich erkämpft
von Bürgerinnen und Bürgern der DDR. Die sozialdemo-
kratische Entspannungspolitik trägt Früchte.



27. Juni 1989:
Der Eiserne Vorhang
bekommt Risse. Ungarn
öffnet die Grenze.

18. März 1990:
Erste freie Volks-
kammer-Wahlen 
in der DDR.

3. Oktober 1990:
Deutschland ist
wiedervereinigt.

20. Dezember 1989:
Im Berliner Programm
greift die SPD die öko-
logische Frage auf.
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26. August 1989:
Aufruf zur Gründung einer unabhängi-
gen sozialdemokratischen Partei in der
DDR. Am 7. Oktober wird in Schwante
die SDP gegründet.

27. September 1998:
Die SPD gewinnt die Bundes-
tagswahlen. Gerhard Schröder
wird der dritte sozialdemo-
kratische Bundeskanzler.



Die neue Verantwortung Deutschlands. Zur globalen Gefahr 
entwickelten sich die ökologischen Probleme: Klimapolitik ist im
Kern Sicherheitspolitik. Nach dem 11. September 2001 beteiligte
sich die Bundesrepublik am Kampf gegen den Terror unter UN-
Mandat, vor allem in Afghanistan, sagte aber gleichzeitig „Nein“
zum Einmarsch in den Irak. Beides steht für eine souveräne Außen-
politik: Selbstbewusst, aber niemals überheblich, in ruhiger
Erwägung deutscher Interessen, aber immer in enger europäischer
Abstimmung – so wird die SPD der gewachsenen Verantwortung
Deutschlands in der Welt gerecht.

23. Mai 1999:
Johannes Rau wird
Bundespräsident.
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Die Sozialdemokratie auf dem Weg ins neue Jahrtausend. Auch
innenpolitisch zeigte die Regierung unter Gerhard Schröder 
Mut und packte längst überfällige Reformen an, um die sozia-
len Sicherungssysteme zukunftsfest zu machen. Mit der Riester-
Rente wurden erstmals Anreize zur privaten Altersvorsorge 
geschaffen. Der Atomausstieg wurde besiegelt und das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz eingeführt, das mittlerweile weltweit
kopiert wird. Das neue Staatsbürgerschaftsgesetz verschließt
endlich nicht mehr die Augen davor, dass Deutschland schon

längst Einwanderungsland ist. Gleiche Rechte für alle, diese 
sozialdemokratische Idee stand Pate beim Gesetz für gleich-
geschlechtliche Lebensgemeinschaften und beim Antidiskrimi-
nierungsgesetz. Das Thema „Gute Arbeit“ bekommt eine euro-
päische und globale Dimension. Im Hamburger Programm von
2007 fordert die SPD, dass Europa nicht nur Binnenmarkt, son-
dern gleichrangig europäischer Sozialraum sein muss. Wir wollen
mehr europäische Demokratie wagen.
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28. August 2002:
Gerhard Schröder sagt
„Nein“ zum Irak-Krieg.

22. September 2002:
Gerhard Schröder und
Rot-Grün werden bei
den Bundestagswahlen
bestätigt.

18. September 2005:
Bei den Bundestagswahlen
liegen SPD und CDU gleichauf
und bilden die Große Koalition.
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28. Oktober 2007:
Hamburger Programm: Die SPD gibt
Antworten auf die Globalisierung.



Für die solidarische Mehrheit. „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit.“ Wir haben diese Worte vor 145 Jahren stolz auf unsere Fahnen 
geschrieben. Damals mussten sie für manche Ohren anmaßend klingen. Freiheit, ungestraft seine Meinung zu sagen, Freiheit, selbst-
bestimmt zu leben, war damals für viele nicht vorstellbar. Gleichheit der Geschlechter oder Gleichheit der Bildungschancen, für viele
damals Teufelszeug. Brüderlichkeit bedeutete für viele Verrat an Nation oder „gottgegebener“ Ordnung. Doch mutige Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten haben an ihre Idee geglaubt, dass Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität möglich sind. Wir haben viel erreicht
und wir setzen unseren Weg fort: für dauerhaften Frieden, für die Sicherung der ökologischen Lebensgrundlagen, für Gleichberechtigung
und Selbstbestimmung. Millionen Menschen teilen diese Ziele. Wir wollen sie für die Sozialdemokratie gewinnen.
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